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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mit 21 zu 16 Stimmen (3 Enthaltungen) schickte der Ständerat die Vorlage für eine
Neuregelung des Zugangs zu öffentlichen Dokumenten zurück an den Nationalrat. Die
Mehrheit folgte damit dem Antrag ihrer SPK-SR, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die
ursprünglich auf eine parlamentarische Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG)
zurückgehende Vorlage will im Öffentlichkeitsgesetz eine grundsätzliche
Gebührenfreiheit verankern. Dies sei faktisch auch heute schon der Fall, argumentierte
Heidi Z'graggen (mitte, UR) für die Kommission. Rechnung würde nur in jenen Fällen
gestellt, in denen der Aufwand für die Beschaffung und Aufbereitung von Dokumenten
ausserordentlich hoch sei. Konkret würde dies aber lediglich 3 Prozent der Anfragen
betreffen, bei denen im Jahr 2018 eine Gesamtsumme von rund CHF 13'000 verlangt
worden sei. Die Mehrheit der SPK-SR habe sich deshalb gefragt, ob es hier überhaupt
Handlungsbedarf gebe. Grundsätzliche Gebührenfreiheit würde zudem wohl zu einem
Anstieg aufwendiger Gesuche führen, was eine «Behinderung der Effizienz der
Verwaltung» zur Folge habe, so die Vertreterin des Kantons Uri weiter. Die von Lisa
Mazzone (gp, GE) angeführte Kommissionsminderheit wies vergeblich darauf hin, dass
sich nicht nur der Nationalrat, sondern auch der Bundesrat für die Vorlage
ausgesprochen hätten. Das Ziel einer transparenten Verwaltung könne nur erreicht
werden, wenn der Zugang zu allen Dokumenten gewährleistet sei. Über
Maximalgebühren, die bei sehr aufwändigen Gesuchen erhoben werden dürfen, habe
der Nationalrat bereits debattiert und diese könnten auch eingeführt werden, um einer
Überbelastung der Verwaltung zu begegnen. Dafür brauche es aber eine Detailberatung
und somit ein Eintreten. Auch Hans Stöckli (sp, BE) gehörte der Minderheit an und gab
zu Protokoll, dass sich Journalistinnen und Journalisten in ihrer Arbeit «prohibitiv»
eingeschränkt fühlten. Auch dieses Argument verfing freilich nur bei einer
Ratsminderheit. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession 2022 wies der Ständerat eine Motion von Lisa Mazzone (gp, GE) zur
Schaffung von mehr Transparenz bezüglich ausländischer Investitionen in hiesige
Handelsgesellschaften der RK-SR zur Vorberatung zu. Einen entsprechenden
Ordnungsantrag von Ruedi Noser (fdp, ZH) nahm der Ständerat mit dem Einverständnis
von Mazzone stillschweigend an. Die Genfer Ständerätin erklärte, dass im Schweizer
Handelsregister nicht ersichtlich sei, wer die wirtschaftlich Berechtigten von Schweizer
Handelsgesellschaften sind. Dies berge Risiken, wenn hiesige Unternehmen in
grösserem Ausmass von risikobehafteten, ausländischen Grossanlegerinnen und
-anlegern – beispielsweise Oligarchen auf einer Sanktionsliste – abhängig seien. Daten
dazu könne die eidgenössische Steuerverwaltung dank der Rückerstattungsanträge zur
Verrechnungssteuer bereitstellen, schlug Mazzone als Lösung vor. Der Bundestat hielt in
seiner Stellungnahme fest, dass er die Motion für nicht nötig halte, da zum Teil bereits
gesetzliche Grundlagen zur Erfüllung dieses Anliegens bestünden und von der
Verwaltung aktuell – auf Basis internationaler Entwicklungen im Rahmen der FATF –
eine Anpassung der Normen ausgearbeitet werde. Wie Ruedi Noser erklärte, könne die
Motion dank der Zuweisung an die Kommission zusammen mit jener Vorlage des
Bundesrates behandelt werden. 2

MOTION
DATUM: 28.09.2022
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2021 S. 587 ff.
2) AB SR, 2022, S. 977 f.
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